
Spezielle Bauvorschriften zum Gestaltungsplan 
Mühletalweg - Fustligweg 

Aufgrund der Bestimmungen des kantonalen BaugeseTzes, des 
Baureglementes der Stadt Olten und des Bebauungsplanes 
Fustlig - Wilerfeld (Ergänzungsplan 1980) erlässt die Ein­
wohnergemeinde der Stadt Olten für die Parzelle GB Olten 
Nr. 5019 die nachfolgenden speziellen Bauvorschriften : 

1. Diese Vorschriften gelten für das im Gestaltungsplan 
rot umrandete Gebiet. 

2 . Die maximal zulässige Bruttogeschossfläche beTrägt 
7000 m2. 

3. Der Standort des Restaurants ist verbindlich . Die Be­
treibung e i nes GertenresTaurants ist zul~ssig, wobei 
des Sälischulheus und die umliegenden Wohnungen vor 
allfälligen I~~issionen durch geeignete gestalTerische 
Massnahmen zu schützen sind. 

4. Die im Plan festgehaltenen Geschosszahlen sowie die 
max i male Gebäudehöhe dürfen nichT überschritTen werden. 
Die im Plan strich-punktiert eigezeichnete Umgrenzungs­
linie bezeichnet den Bereich, innerhalb dessen das Ge­
bäude v erschoben oder grundrisslieh noch v erändert wer-
den kann. . 

5. Die Terrainkoten können im Rahmen des Baugesuches gering­
fügig verändert werden. 

6. Die Gebäude sind grundsätzlich mit Flachdächern zu ver­
sehen, diese sind ästheTisch an s prechend zu ge stalten. 
Allfällige Ae nderungen in der Dachausbildung sind i nner­
~alb der im Plan festgehaltenen Umgrenzung slinie (Schnit t e) 
lm Rahmen des Baugesuches möglich, müssen sich aber ge­
stalterisch gut in die Gesamtüberbauung einfügen. Ueber­
dachungen v on offenen Balkonen sowie die Erstellung von 
Pergolen sind möglich . 

Techn i sch n o twendige Aufbauten wie Kami ne , Lüftungs ­
schächte, LiftaufbauTen usw . sind über die im Plan f es t ­
gehaltenen Gebäudeh öhen hinaus z ulässig, müs s en sich aber 
architektonisch gut in die Umg e b ung ein fU ge n und s i nd 
auf die technisch a bsolut notwendigen Ausmasse zu be­
s chrä nken. 

7. Im Gebäude A dürf e n im Erdgeschoss und 1 . Ob e r ges chos s 
grundsät z lich k eine Wo hnungen e r richt e t we r d en. 

8 . Di e i m Plan fes t geh a ltene Etap pierung i st g rund sät z l i c h 
e inzuhalten . Li e g en zwingend e Gründ e vor , z . B. wirts c haft ­
l ich e As pe kt e , Wohnungsnachfrage e t c . , kann die Bau kommi s ­
s i o n im Ba u g es uch s verfa hre n Abweichu nge n d a vo n bewi ll igen . 
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9. Die im Plan vorgesehene Anordnung ~er Verkehrs-, Fuss­
gänger- und Grünflächen ist verbindlich und die vorge­
schriebenen Masse dürfen nicht unterschritten werden . 

Aenderungen sind im Rahmen des Baugesuches möglich~ so­
fern sie eine Verbesserung der Gestaltung und des Ver­
kehrsabiaufs beinhalten. 

10. Der Plan für die gesamte Umgebungsgestaltung ist mit 
dem Baugesuch einzureichen und unterliegt der Genehmigung 
durch die Baukommission . Für die Begrünung sind entspre­
chend dem Plan hochstämmige Bäume zu verwenden. Soweit im 
Plan vorgeseheri, ist die Einstellhalle zu humusierert und 
begrünen. 

11. für die im Plan ausgeschiedenen öffentlichen Grünflächen 
übern.immt die Gerne inde die Gestaltung, Anpflanzung und 
den Unterhalt . Die zu GB Olten Nr . 5019 gehörende öffent­
liche Grünfläche darf bei der Berechnung der Ausnützung 
miteinbezog~n werden. 

12. 

13. 

Die Anzahl der zu erstellenden Abstellplätze richtet 
sich nach den Bestimmungen des städtischen Baureglementes . 
Die notwendigen ober- und unterirdischen Besucherpark­
plätze dürfen nicht fest vermietet werden und müssen 
öffentlich zugänglich sein. 

Die Anlieferung des Restaurants hat unterirdisch zu er­
folgen . In diesem Bereich ist eine minimale Durchfahrts­
höhe von 2,30 m vor geschrieben. 

Im Bereich der Einstellhallen-Zufahrt sind das Schulhaus 
und die Wohnungen durch geeignete Hassnahmen vor unzumut­
baren· Lärm- und Abgasimmissionen zu schützen. Abluftaus­
tritte der Einstellhallen-Ent l Uftung sind so anzuordnen, 
dass keine Belästigung des Schulhauses, der Wohnungen und 
der Passanten entstehen kann. 

14 . Bei der Ein- und Ausfahrt der Einstellhalle sind bauli­
che Hassnahmen zu treffen, dass eine Ausfahrt nur Uber 
die Speiserstrasse möglich ist. 

15 . 

16 . 

Im Gebiet des Gestaltungsplanes ist ein Kleinkin derspiel­
platz zu errichten. Die Spielfläche soll mindestens 15 % 
der Bruttogeschossfläche der Wohnungen mit 3 und mehr 
Zimmern der t1ehr familienhäuser, im tiinimum aber 100 m2 
a u smachen. 

Die Wohnungsgrundr is se sind n icht verb i ndlich. Die Fassa­
denpläne gelten als Richt l inie und können im Rahmen des 
Baugesuchsverfahrens abgeändert werde n, sofern e i ne Ver­
besserung d e r Gestaltung err e i cht wird. 

Die bereinigten Fassadenpläne, welche auch Aufschluss 
über die· verwendeten Materialien geben müssen, sind der 
Baukornmission rechtzeitig zur Genehmigung zu unterbreiten . 

17 . Es ist auf eine behindertengerechte Ausgestaltung der 
Gebäude und der Umgebung zu achten . Architektonische 
Barrieren und Hindernisse für Behinderte sind zu vermeiden. 

18. Es ist ein irnmissionsarmes und umweltfreundliches Hei­
zun.gssystem zu wählen. 

19. Die Kehrichtbeseitigung hat zentralisiert zu erfolgen . 
Es sind ausreichende Abstellplätze für Kehrichtbehälter 
innerhalb der Gebäude vorzusehen. fGr die Container-Ueber­
gabe sind geeignete Plätze vorzusehen . 

20 . Sämtliche gemeinsamen Anlagen wie GrGnflächen, Fuss­
gängerflächen und die Autoeinstellhalle sollen anteils­
mässig im Miteigentum der Gebäudeeigentümer stehen . 

21. Alle Eigentümer haben s i ch zum Eintritt in ein e Eigen­
tümergemeinschaft für den Unterhalt der geme1nsamen 
Anlagen zu verpflichten. 

22. Al l e Eigentümer haben sich gegenseitig Durchleitungs­
rechte für Abwasser, Was s er , Strom, Te l efon, fernsehen, 
Gas und ähnlichen Zwecken dienende Leitungen zu ge­
statten . 

23. Für Mopeds, Velos und Kinderwagen müssen der Grösse des 
Bauvorhabens angepasste Abstellflächen sichergestellt 
werden 

24 . Radio- und fernsehanlagen sind an die Gemeinschaftsan­
tenne anzuschliessen. 

25. Der Gestaltungsplan und die vorstehenden speziellen Bau­
vorschriften sind öffentlich-rech tliche Eigentumsbe­
schränkungen . 

26 . Als ergänzendes Recht gelten die Vorschriften des Bau­
reglementes und des Teilzonenplanes fustlig - Wilerfeld. 

27 . Alle dem Plan und den vorstehenden Bestimmungen wider­
sprechenden Gemeindevorschr i ften kommen i m vorliegenden 
fall nicht zur Anwendung . 

Olten, 22. März 1984 


